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Abstract
Hanns Pr uttings Nutzen und Schaden der ZPO-Gesetzgebung\ fasst die Bem u-
hungen zu einer  okonomischen Evaluation der vielen Mazur Reform des Zivil-
prozesses im Jahr 2002 zusammen. Eine befriedigende Evaluation muss dabei
zun achst die  okonomischen Zielgr obenennen, die durch das Ma-menb undel in
h oherem Maerreicht werden sollen. Dies erfordert einen norma-tiv-theoretischen
Zugang. Ein positiv-theoretischer Zugang wird dar uber hinaus notwendig, um
Verhaltens anderungen, die von der Reform ausgel ost werden, interpretieren zu
k onnen. Schliesollte eine Evaluation bestimmte Anforde-rungen an die em-
pirische Methodik erf ullen, damit  uberhaupt von gemessenen Verhaltens anderungen
auf die Eektivit at der Mazur uckgeschlossen werden kann.
Wie die drei Elemente einer befriedigenden Evaluation { die normativ-theoretische
Fundierung, die positiv-theoretische Fundierung sowie die empiri-sche Methodik
{ bei der Evaluation der ZPO-Gesetzgebung ber ucksichtigt wer-den k onnten,
soll im Folgenden umrissen werden. Als Ergebnis l asst sich vor-wegnehmen:
Die Studie, die Hanns Pr utting zusammenfasst, l asst sich nicht als eine Evalu-





Hanns Prüttings „Nutzen und Schaden der ZPO-Gesetzgebung“ fasst die Bemü-
hungen zu einer ökonomischen Evaluation der vielen Maßnahmen zur Reform 
des Zivilprozesses im Jahr 2002 zusammen. Eine befriedigende Evaluation muss 
dabei zunächst die ökonomischen Zielgrößen benennen, die durch das Maßnah-
menbündel in höherem Maß erreicht werden sollen. Dies erfordert einen norma-
tiv-theoretischen Zugang. Ein positiv-theoretischer Zugang wird darüber hinaus 
notwendig,  um  Verhaltensänderungen,  die  von  der  Reform  ausgelöst  werden, 
interpretieren zu können. Schließlich sollte eine Evaluation bestimmte Anforde-
rungen an die empirische Methodik erfüllen, damit überhaupt von gemessenen 
Verhaltensänderungen  auf  die  Effektivität  der  Maßnahmen  zurückgeschlossen 
werden kann. 
Wie  die  drei  Elemente  einer  befriedigenden  Evaluation  –  die  normativ-
theoretische Fundierung, die positiv-theoretische Fundierung sowie die empiri-
sche Methodik – bei der Evaluation der ZPO-Gesetzgebung berücksichtigt wer-
den könnten, soll im Folgenden umrissen werden. Als Ergebnis lässt sich vor-
wegnehmen: Die Studie, die Hanns Prütting zusammenfasst, lässt sich nicht als 
eine Evaluationsstudie im ökonomischen Sinn auffassen.  
I. 
Im Gesetzentwurf der Bundesregierung zur ZPO-Gesetzgebung vom 6. Septem-
ber 2000 werden die Ziele der Reform benannt: „Der Zivilprozess muss durch 
eine grundlegende Strukturreform bürgernäher, effizienter und transparenter wer-
den.“ Die drei Kriterien bleiben dabei vage, was politisch verständlich ist, aber 
diejenigen, die mit der Evaluation der ZPO-Gesetzgebung betraut sind, vor Ope-
rationalisierungsprobleme stellt: Das Ziel der Novelle ist schlicht unklar, deshalb 
kann die Zielerreichung auch gar nicht gemessen werden.  
Wird die normative Sicht der ökonomischen Analyse des Rechts eingenommen, 
so sind „Bürgernähe“ und „Transparenz“ nicht als eigenständige Ziele zu be-
trachten. Sie sind vielmehr dem Ziel der Effizienz unterzuordnen. Effizienz im 
Verfahrensrecht wird dabei durch zwei miteinander zusammenhängende Kosten-
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typen bestimmt.1 Zum einen sind die direkten Verfahrenskosten der Streitparteien 
und des Staates von Belang. Zum anderen sind die Kosten falscher Entscheidun-
gen von Belang, die sich durch die (künftige) Fehlallokation ergeben. Beide Kos-
tentypen können nur simultan betrachtet werden, da Zielkonflikte auftreten kön-
nen. Dies lässt sich an einem Beispiel illustrieren: Die in der ZPO-Novelle vor-
gesehene Bindung  der Berufungsinstanz an  die erstinstanzliche  Tatsachenfest-
stellung reduziert unter Umständen die direkten Verfahrenskosten, da die Beru-
fungsinstanz ein Verfahren nicht mehr völlig neu aufrollen muss. Andererseits 
dienen  Berufungsverfahren  der  Korrektur  von  Fehlern.2  Tendenziell  kann  der 
Verzicht auf die Fehlerkorrektur bei der Tatsachenfeststellung dazu führen, dass 
künftig mehr falsche Gerichtsentscheidungen wirksam werden und ineffiziente 
Verhaltensanreize gesetzt werden. 
Falls die oben theoretisch gefassten Kosten des Verfahrens operationalisiert wer-
den könnten, so wäre im nächsten Schritt das wohlfahrtsökonomische Kriterium 
zu benennen. Sinnvollerweise kann hier nur das Kaldor-Hicks-Kriterium ange-
legt werden, dem zufolge die ZPO-Gesetzgebung eine  Verbesserung darstellt, 
wenn Kosten für die Gesellschaft reduziert werden. Dies schließt die Möglichkeit 
mit ein, dass einzelne Akteure durch die Gesetzgebung schlechter gestellt wer-
den. Beispielsweise sieht die Reform den Übergang von der Streitwert- zur Zu-
lassungsrevision vor. Dies kann sinnvoll dazu genutzt werden, dass Verfahren 
zur Berufung oder Revision zugelassen werden, die gesamtgesellschaftlich wich-
tig  sind.  Dies  müssen  nicht  immer  diejenigen  Verfahren  mit  dem  höchsten 
Streitwert sein. Damit einher geht jedoch die Beschränkung des Zugangs zum 
Gericht für Parteien mit Verfahren, deren hoher Streitwert in der alten ZPO eine 
Berufung oder Revision ermöglicht hatte. 
Eine Evaluation der gesamten ZPO nach dem genannten Kriterium ist nicht prak-
tikabel. Eine mit dem Kriterium vereinbare, praktikable Evaluation jedoch würde 
versuchen, Einzelmaßnahmen zu isolieren und zu messen, wie diese Maßnahmen 
auf Daten, d.h. die  Zahl der eingereichten Verfahren, der Vergleiche oder der 
Berufungen bzw. Revisionen wirken.  
II. 
Bei einer solchen praktikablen Evaluation müssen Verhaltensänderungen model-
liert werden. In der positiv-ökonomischen Theorie geschieht das im Wesentli-
chen, indem Rechtsregeln als Kosten verursachende Restriktionen und die Streit-
parteien (und manchmal auch Gerichte) als hierauf reagierende, rational kalkulie-
                                              
1  Für eine ausführlichere und genauere Unterscheidung verschiedener Kostentypen vgl. Coo-
ter/Rubinfeld (1989).  
2  Vgl. Kornhauser (2000, 46f.). 
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rende Akteure modelliert werden. Diese Annahmen sind zwar nicht unumstritten, 
es sollte jedoch bedacht werden, dass zumindest implizit „irgend welche“ An-
nahmen über das Verhalten der Akteure getroffen werden müssen, um von ge-
messenen Daten auf die Effekte der ZPO-Reform zurückzuschließen. 
Wie  die  positiv-ökonomische  Theorie  zur  Interpretation  der  Evaluationsdaten 
fruchtbar genutzt werden kann, soll an einem Beispiel erläutert werden. Durch 
die Novelle sind nach § 278 Absatz 2 ZPO obligatorische Güteverhandlungen bei 
Amtsgerichten eingeführt worden. In der Studie werden in diesem Zusammen-
hang zwei quantitative Befunde erwähnt: Die Quote der streitigen Urteile ist an 
den Amtsgerichten von 2000 bis zum Jahr 2004 zurückgegangen, und zwar von 
21,8 Prozent auf 17,9 Prozent. Gleichzeitig ist die Quote der Prozessvergleiche 
gestiegen, und zwar von 9,9 Prozent auf 13,1 Prozent. Liegen diesen Entwick-
lungen  nun  Verhaltensänderungen  zugrunde,  die  von  der  ZPO-Novelle  verur-
sacht worden sind? In der ökonomischen Analyse des Rechts entscheiden die 
Streitparteien, ob sie dem Prozess bis zu einem Urteil weiter folgen oder sich auf 
einen Vergleich einlassen, indem sie die zu erwartenden Kosten dieser Alternati-
ven  miteinander  vergleichen.  Vergleichsverhandlungen  finden  demnach  im 
Schatten des Rechts, d.h. in Anbetracht der zu erwartenden Kosten eines Urteils 
statt.3 Wird die Einführung einer obligatorischen Güteverhandlung als eine Re-
duktion der Vergleichskosten interpretiert, so kann tatsächlich die zu beobach-
tende Entwicklung rekonstruiert werden: Die Zahl der Urteile dürfte zurückge-
hen, die Zahl der Prozessvergleiche steigen. Gleichwohl wird in dieser Überle-
gung vergessen, dass gütliche Einigungen im Schatten des Rechts auch vor der 
Reform möglich waren, nämlich in Form außergerichtlicher Vergleiche. Theore-
tisch ist daher denkbar, dass die Streitparteien eher informelle Vergleichverhand-
lungen in den Gerichtssaal hinein verlagert haben. Dann wären Prozesskosten 
partiell von den Vergleichsparteien hin zum Bürger verlagert worden, was ver-
mutlich kein wünschenswerter Effekt ist. Im Hinblick auf die Erhebung wäre es 
demnach unerlässlich auch zu prüfen, wie sich im Untersuchungszeitraum die 
Zahl der außergerichtlichen Vergleiche entwickelt hat. 
III. 
Das Vorgehen, bestimmte Daten zum Zivilprozess kurz vor und kurz nach der 
Novelle miteinander zu vergleichen, ist das in der Studie gewählte Forschungs-
design. Es ist aus der Sicht der empirischen Sozialforschung unbefriedigend. Bei 
diesem einfachen Vorher-Nachher-Vergleich handelt es sich um ein so genanntes 
vorexperimentelles Design. Um Verhaltensänderungen tatsächlich auf vorherge-
hende Rechtsreformen zurückführen zu können, sind jedoch experimentelle oder 
                                              
3  Vgl. hierzu grundlegend Cooter/Marks/Mnookin (1982). 
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zumindest quasi-experimentelle Forschungsmethoden wünschenswert.4 Sie legen 
es für das vorliegende Problem nahe, die ZPO-Novelle als „Treatment“ zu inter-
pretieren, die Streitparteien unter dem Rechtsrahmen der alten ZPO als „Kon-
trollgruppe“ und die Streitparteien unter dem Rechtsrahmen der neuen ZPO als 
„Experimentalgruppe“. Praktisch umsetzbar sind solche Designs nicht; sie wür-
den die dezentrale Einführung einer ZPO-Novelle erfordern. Als zweitbeste Lö-
sung bietet es sich daher an, den Längsschnittcharakter der vorliegenden Daten 
zu nutzen: Vergleichbare Daten zu Verfahrensdauern, Vergleichsquoten und Ur-
teilsquoten sollten über einen langen Zeitraum vor und nach der Novelle erhoben 
werden. Mit Methoden der so genannten Längsschnitt- und Ereignisdatenanalyse 
können dann belastbare Schlüsse auf die Wirkung der ZPO-Novelle erarbeitet 
werden. Der lange Untersuchungszeitraum kann nicht nur dazu genutzt werden, 
die Zahl der Beobachtungen zu erhöhen, sondern auch Effekte der Novelle von 
Zufallseinflüssen zu trennen und statistisch signifikante Aussagen zu treffen. Er 
ist auch notwendig, da eine Reform in aller Regel Lerneffekte nach sich zieht 
und es mitunter auch zu temporären Effekten kommt, die mittelfristig wieder ver-
schwinden.  Letztlich  folgt  aus  diesen  Überlegungen,  dass  es  für  eine  ZPO-
Novelle zu früh ist, weil noch nicht genügend Zeit seit ihrer Wirksamkeit ver-
gangen ist, und gleichzeitig zu spät, weil notwendige Daten vor der Novelle nicht 
mehr nacherhoben werden können.  
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